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RENTEN

Weniger Geld als 2006
Es ist für mich als Rentner nicht
nachvollziehbar, woher unsere
Kanzlerin den Mut nimmt, zu be-
haupten, der Aufschwung sei bei
den Bürgern angekommen. Ich
stelle fest, dass meine Netto-Ren-
tenbezüge 2007 gesunken sind,
trotz der Erhöhung um 0,54 Pro-
zent. Durch die Erhöhung der
Mehrwertsteuer, der Versiche-
rungssteuer, den Verteuerungen
bei Lebensmitteln und Energie ist
meine Kaufkraft erheblich gesun-
ken. Ich spüre nichts vom soge-
nannten Aufschwung, oder gehö-
ren Rentner nicht mehr zu den an-
gesprochenen Bürgern?

In diesem Zusammenhang sei
auch die Frage erlaubt, mit wel-
chem Recht Pensionäre Weih-
nachtsgeld oder eine Sonderzah-

lung erhalten, der Rentner aber,
der sein Arbeitsleben lang seine
Beiträge gezahlt hat, schaut in die
Röhre? Wenn ich lesen muss, dass
zum Beispiel ein pensionierter
Ministerialdirektor 6500 Euro
Pension und zusätzlich 3500 Euro
Sonderzahlung erhält und die Ab-
geordneten sich ihre Diäten selbst
erhöhen, stellen sich mir die Haa-
re zu Berge. Ich möchte hier fest-
halten, dass bei mir keine Neidge-
fühle vorhanden sind, aber diese
Ungerechtigkeit kann ich nicht
verstehen. Dass ein Gericht ent-
schieden hat, dass die Behand-
lung von Renten an die Behand-
lung von Pensionen angeglichen
werden musste, kann ich nur so
interpretieren, dass die Richter
auch Beamte sind. Warum wur-

den in diesem Zusammenhang
die Sonderzahlungen an Pensio-
näre nicht auch angeprangert?

Ich finde es für unser Land be-
schämend, dass Krebspatienten
ihre vom Arzt verordneten Medi-
kamente zum Teil selbst bezahlen
müssen, wir aber andere Länder
mit Millionen unterstützen. Ich
bin Gott sei Dank in der Lage, die-
se Medikamente selbst zu zahlen,
aber was ist mit den Rentnern, die
dazu finanziell nicht in der Lage
sind?  Wenn sich unsere Gesund-
heitsministerin hinstellt und be-
hauptet „wir haben keine Zwei-
Klassen-Gesellschaft“ frage ich
mich, wo lebt diese Frau?

 Dieter Heinrich
Bahnhofstraße 51

64409 Messel 

PODIUMSDISKUSSION

Verbranntes Geld
Zu „Angst vor Altersarmut als Fol-
ge von Reformen. Streitgespräch:
Wirtschaftsweise diskutieren mit
Globalisierungsgegnern über
Steuersysteme“ vom 10. Dezem-
ber im Lokalteil Darmstadt:

Der Bericht über das von At-
tac und DGB organisierte Darm-
städter Streitgespräch ist mehr als
unzulänglich. Die Veranstaltung
gliederte sich grob in drei Ab-
schnitte: Die Eingangsstatements
der vier Podiumsteilnehmer, die
anschließende podiumsinterne
Diskussion und die Diskussion
mit dem Publikum. Der Bericht
aber endet praktisch schon nach
den Statements von Bert Rürup,
Peter Bofinger und Klaus Dörre.
Sven Giegold von Attac wird nur
mit Name erwähnt, obwohl gera-
de seine Beiträge großen Zu-
spruch beim Publikum fanden. 

War der Autor mit dem Thema
überfordert, dass er die folgenden
Beiträge und die kontroverse Dis-
kussion nicht zu Papier bringen
konnte? Denn dadurch wird der
Eindruck vermittelt, die gebets-
mühlenhaft wiederholten Positio-
nen der „Wirtschaftsweisen“, das
heißt der aktuelle neoliberale
Mainstream in Deutschland, wä-
ren der Grundkonsens der Veran-
staltung gewesen.

Genau das Gegenteil trifft zu.
Zwar gaben sich die beiden „Wirt-
schaftsweisen“ gegenüber dem
Publikum weich gespült im Ver-
gleich zu den in ihren Gutachten
vertretenen neoliberalen Positio-
nen. Als dann problematisiert

wurde, dass Wissenschaftler wie
Rürup und Politiker wie Riester
zunehmend auf Werbeveranstal-
tungen der Versicherungswirt-
schaft auftreten, blieb die Ant-
wort mehr als dürftig. 

Wie viel von dem Geld, das
die Finanzindustrie mit Hilfe von
Riester und Rürup eingesammelt
hat, in der aktuellen Finanzkrise
schon „verbrannt“ wurde, darauf
gab es keine Antwort. 

Gerade der von Rürup, Riester
und Co. gelobte „Umbau“ der
Rentenversicherung dient zur
Umverteilung von unten nach
oben. Ein Prozent abgesenkter
Rentenbeitrag („Lohnnebenkos-
ten“) bringt den Arbeitgebern et-
wa 3,7 Milliarden Euro pro Jahr
zusätzlich in die Kasse. Die Ar-
beitnehmer ersparen für den Mo-
ment auch 3,7 Milliarden Euro,
verlieren aber gesetzliche Renten-
ansprüche zum aktuellen Gegen-
wert von 7,4 Milliarden Euro. Die
müssen sie jetzt privat aus ihrem
Nettoeinkommen ausgleichen
oder Verzicht üben. Die öffentli-
che Förderung müssen sie ebenso
aus ihren Lohn-, Mehrwert- und
anderen Steuern selbst aufbrin-
gen. Zur drohenden Altersarmut
kommen noch die zukünftigen
Steuern und Abgaben, die Inflati-
on und andere Risiken der lang-
fristigen privaten Geldanlage. 

Das so umverteilte Geld lan-
det dann auf den schon über-
schwemmten Finanzmärkten,
wird immer riskanter angelegt
und entsprechend öfter „ver-
brannt“. 

Dass die „Wirtschaftsweisen“
wider besseres Wissen an dieser
Fehlentwicklung mitgewirkt ha-
ben, war ein weiteres Thema des
Abends. Im ECHO-Bericht tau-
chen diese kontroversen Themen
des Abends überhaupt nicht auf.
Ich frage mich: Warum? 

Walter Erb
Rilkeweg 4

64285 Darmstadt 

KLIMAGIPFEL

Verschwendete Energie
Zur Berichterstattung über den
Klimagipfel auf Bali:

Nun haben 10 000 Delegierte
auf Bali tagelang diskutiert. Lei-
der wurde aber das wichtigste
Thema einfach weggelassen: Wie
viel fossile Energie können wir
überhaupt noch fördern? Wenn
die Studie der Energy Watch
Group richtig ist, haben wir das
Fördermaximum von Erdöl be-
reits erreicht. Gas und Kohle fol-
gen in wenigen Jahren. Die zu-
rückgehenden Fördermengen
werden ganz automatisch zu ei-
ner Reduktion des Kohlendioxid-
Ausstoßes führen. Die Veranstal-
tung in Bali war somit umsonst.

Die Grundlagen der Studie ha-
ben sich in den letzten 40 Jahren
immer wieder bestätigt, begin-

nend mit den zurückgehenden
Fördermengen in den USA Anfang
der siebziger Jahre. Viele andere
Studien zu diesem Thema kom-
men zu den gleichen Ergebnissen.
Es ist an der Zeit, das Födermaxi-
mum als überschritten zu akzep-
tieren, wie man den Klimawandel
als Wahrheit akzeptieren musste. 

„Drei Prozent weniger Erdöl
pro Jahr“, lautet die Prognose –
wie die Weltgemeinschaft mit die-
ser unvermeidbaren Bedrohung
in den kommenden Jahren zu-
rechtkommen soll, ist in Bali nicht
einmal angesprochen worden.
Schade um die Energie die für die-
sen Gipfel verschwendet wurde.

Ingo Wenzel
Südwestring 37
64807 Dieburg

POST

Ein Tag zu spät
Die Deutsche Post wirbt ja als zu-
verlässiger öffentlicher Dienstleis-
ter. Bei festen und garantierten
Löhnen und stabilen Arbeitsplät-
zen. Wenn man lange genug da-
bei ist und noch Beamter sein
darf, können die Nutzer vor un-
kalkulierbaren Überraschungen
wie in der freien Wirtschaft sicher
sein. Nicht zu vergessen die staat-
lich garantierten und verbrau-
cherfreundlichen Gebühren die
uns immer wieder ehrfürchtiges
Staunen abverlangen.

Bei der Post hat alles seine
Ordnung. So erklärt sich auch wa-
rum unsere Wochenzeitschrift,
die eigentlich montags zugestellt
werden sollte, erst am Dienstag-
nachmittag mit der restlichen Post
für Montag unseren Briefkasten
erreichte. Auf Nachfrage beim
Briefträger nach seiner Gesund-
heit oder anderen schicksalshaf-
ten Unwägbarkeiten erfuhren wir:
„Am Montag war Betriebsver-

sammlung.“ Bei der Post muss
das so etwas wie ein zwar nicht
gesetzlicher aber doch gern ge-
nutzter Feiertag sein. Da wird
nicht geradelt oder sonstige profa-
ne Dinge gemacht.

Jetzt sind wir neugierig ob
sich davon noch viele andere
Dienste inspirieren lassen. Viel-
leicht die öffentlichen Kliniken
oder Polizei oder Feuerwehr? Ich
jedoch werde nun in vollem Um-
fang andere neue Kommunikati-
onsmittel nutzen, um der gelben
Post nicht Unzumutbares abver-
langen zu müssen.

Elfriede Mayer
Kohlbergweg 10
64367 Mühltal

Schöner Lebensabend? Rentner konnten sich in der jüngsten Zeit trotz gestiegener Beiträge zur Sozialversiche-
rung nicht über erhöhte Bezüge freuen. ARCHIVFOTO: AP

REGIONALPLANUNG

Keine neuen Ansiedlungen
Zum Artikel „Viel Raum für Woh-
nen und Arbeit. Wachstum:
Darmstadt-Dieburg darf eine Flä-
che von 1400 Fußballfeldern bis
zum Jahr 2020 bebauen – ‚Horror-
vorstellung‘“ vom 7. Dezember
im Lokalteil Darmstadt-Dieburg:

Die Kommunen weisen seit 60
Jahren bis auf den heutigen Tag,
basierend auf dem Regionalplan
des Regierungspräsidiums Darm-
stadt, neue Bau- und Gewerbege-
biete aus, denn das Wachstum
soll weitergehen.

Mittlerweile hat sich die Situa-
tion völlig geändert. Es gibt im-
mer mehr Einzelhaushalte. Die
Familien sind kleiner geworden,
denn die Geburten haben sich im
Vergleich zu Mitte der sechziger
Jahre halbiert. Wohnungen und
Häuser, vor allem auf dem Land,

stehen leer oder sind unterbelegt.
Für neue Häuser in den Randbe-
reichen besteht eigentlich kein
Bedarf mehr. Bei den Gewerbeflä-
chen ist es ähnlich, hauptsächlich
große Marktketten sind daran in-
teressiert. Produzierendes Gewer-
be ist eher die Ausnahme.

Trotzdem sollen im Landkreis
Darmstadt-Dieburg bis 2020 wei-
tere 864 Hektar zugebaut werden
und das, obwohl der Landkreis im
zweiten Jahr in Folge Einwohner
verloren hat. Bis 2050 soll die Ein-
wohnerzahl von zurzeit knapp
300 000 auf etwa 270 000
schrumpfen. Macht es in Anbe-
tracht dieser Entwicklung noch
Sinn, neue Wohn- und Gewerbe-
gebiete auszuweisen?  Mit Sicher-
heit nicht. Otto Diehl hat völlig
recht mit seiner Argumentation:

Wir müssen den Landschaftsver-
brauch stoppen und stattdessen
die Orts- und Stadtzentren sanie-
ren und wieder beleben.

Diese Erkenntnis ist jedoch
beim Regierungspräsidium in
Darmstadt und  unseren Politi-
kern noch nicht angekommen,
denn laut letztem Regionalplan
Südhessen  und Vorentwurf des
Flächennutzungsplans 2007 sind
weitere 5962 Hektar für Wohnbe-
bauung und 4322 Hektar für Ge-
werbeflächen zur Bebauung bis
2020 vorgesehen. Eine solche Pla-
nung wäre nur sinnvoll, wenn die
Bevölkerung  weiter wachsen
würde, jedoch bekanntlich ist das
Gegenteil der Fall.  

Richard Wildner
Nalsbachring 11
64853 Otzberg

MANAGERGEHÄLTER

Geht’s eigentlich noch?
Der ehemalige Infineon-Finanz-
chef Rüdiger Günther bekommt
für eine Tätigkeit von gerade mal
vier Monaten ein Gehalt von
800 000 Euro und eine Abfindung
von 1,2 Millionen Euro, also zwei
Millionen Euro, und verlässt das
Unternehmen wegen „unüber-
brückbarer Differenzen“. Gleich-
zeitig empören sich die Finanz-

chefs der privaten Briefzustellfir-
men, weil sie künftig ihren Mitar-
beitern mehr als einen kläglichen
Hungerlohn zahlen müssen.
Geht’s eigentlich noch? Wie kann
es von der Politik und ihren Wäh-
lern hingenommen werden, dass
jemand für gerade mal vier Mona-
te Arbeit – falls man dabei über-
haupt von arbeiten sprechen kann
– soviel Geld bekommt, dass er
und seine Familie bis an ihr Le-
bensende ausgesorgt haben? 

Volker Friedrich
Rolandshöhstraße 3 A

64319 Pfungstadt

STUDENTENDEMONSTRATION

Entschuldigung
Zum Artikel „Erneut Protest ge-
gen Studiengebühr. Demonstrati-
on: Bis zu 350 Teilnehmer ziehen
am Samstag durch die Innenstadt
– Aggressive Wendung kurz vor
Schluss“ vom 17. Dezember im
Lokalteil Darmstadt:

Als Teilnehmerin der De-
monstration gegen Studiengebüh-
ren möchte ich mich entschuldi-
gen. Nicht dafür, dass ich für mein
verfassungsmäßiges Recht auf
freie Bildung in Hessen eintrete.
Aber dafür, dass sich eine Horde
schwarz vermummter Gestalten
diese Demonstration zu Nutze
machen konnte. Schon zu Anfang
hatten Rufe wie „Nie, nie, nie wie-
der Deutschland!“ auf dieser De-
monstration keine Berechtigung.
Spätestens aber als der „Schwarze
Block“ rennend, schreiend und
Böller werfend abbog, wurde
deutlich, dass diese Gruppierung
(über Sinn und Unsinn der Antifa
an anderer Stelle mag man sich
streiten) hier die Sympathie, die
viele Passanten für die Studieren-
den bekundeten, ins Gegenteil
verkehrt hatte. Das Bild, das der
dunkle Mob auf seinem Weg zum
Luisenplatz hinterließ war er-
schütternd: Angst und Schrecken
stand in den Gesichtern der Kin-
der und älteren Menschen, Wut
und Unverständnis in denen der

Eltern. Selten habe ich so viele
Kinder und Säuglinge gleichzeitig
vor Angst weinen sehen.

Liebe Kinder, Eltern und
Großeltern, für diese Angst möch-
te ich mich entschuldigen. Ich
war am Samstag nicht nur für
mich und mit Sicherheit nicht
zum Spaß auf der Straße. Ich woll-
te friedlich auf die soziale Unge-
rechtigkeit und Verfassungswid-
rigkeit von Studiengebühren hin-
weisen – für mich und für alle Stu-
dierenden nach mir.

Elisa Dingeldein
Kreuzstraße 3A

64395 Brensbach

GRÄFENHAUSEN

Enormer
Rückschritt

Zum Bericht „Notdienstzentrale
in Gräfenhausen schließt. Fusion:
Einrichtung im Ohlystift wird
nach fünf Jahren wieder aufgege-
ben – Zuständig ist künftig Ein-
richtung in Darmstadt“ vom 15.
Dezember im Lokalteil Darm-
stadt-Dieburg: 

Auch ich empfinde es als Un-
ding, die bewährte Notdienstzen-
trale in Gräfenhausen, die für
rund 65 000 Menschen zuständig
ist, zu schließen. Aus eigener Er-
fahrung kann ich sagen, dass man
sich dort sehr gut betreut fühlte.
Nicht jedem Kranken ist die Fahrt
nach Darmstadt und die sicher-
lich nicht zu vermeidende Warte-
zeit dort zuzumuten.

Ich konnte bisher die notwen-
digen, kurzen Anfahrten nach
Gräfenhausen umweltfreundlich
meistens mit dem Fahrrad bewäl-
tigen. In Zeiten des Klimawandels
und einer älter werdenden Bevöl-
kerung, empfinde ich es als enor-
men Rückschritt und total unver-
nünftig, eine wirklich sinnvolle
und sehr bewährte Einrichtung
nur aus vorgeblich wirtschaftli-
chen Gründen schließen zu wol-
len.

Gudrun Konrad
Schlossgartenstraße 16

64331 Weiterstadt

DARMBACH

Zu wenig Wasser?
Zum Artikel „‚Die Darmstädter
werden den Darmbach lieben‘. Of-
fenlage: Weiterhin kontroverse
Diskussion über das in einer kriti-
schen ECHO-Serie dargestellte
Projekt“ vom 12. Dezember im
Lokalteil Darmstadt:

Natürlich lieben die Darm-
städter ihren Woog. Durch das
Projekt „Offenlegung des Darm-
baches“ würde dem Natur-Bade-
see wohl soviel kostbares Quell-
wasser entzogen, dass eine Ge-
fährdung für den Fortbestand ein-
treten kann. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass für die „Bewirt-

schaftung des Woogs“ (Original-
text aus dem Projektgutachten),
wie sie geplant ist, eine ausrei-
chende Wassermenge im Sommer
vorhanden sein wird. Wer das ar-
me Darmbach-Rinnsal in den
Sommermonaten von der Quelle
bis zu den Schrebergärten auf der
Lichtwiese noch nicht kennt, mö-
ge mal den Schnampelweg ent-
lang wandern. Muss denn das
vorletzte Naturreservat auch noch
dem Kommerz geopfert werden?

Annemarie Froitzheim
Heinrichwingertsweg 54

64285 Darmstadt

ERLEBNIS

Hilfe im
Weihnachtsstress

In einer Zeit, in der viele Men-
schen über Gedankenlosigkeit
und Gefühlskälte ihrer Mitmen-
schen klagen, erlebte ich Folgen-
des: Am 17. Dezember fuhr auf
einer stark frequentierten Kreu-
zung in Eberstadt ein Pkw auf
meinen schon stehenden Wagen
auf. Der Schaden war beträcht-
lich. Ein Vorbeifahrender mahnte
mich freundlich, die Warnanlage
einzuschalten, ein anderer war
bereit, mein Warnschild aufzu-
stellen, ein Dritter, den ich um
sein Handy bat, versprach, nur
schnell etwas abzuliefern und so-
fort zurückzukommen, um mir
beizustehen. Er kam auch wirk-
lich zurück. Sogar die Fahrerin
vor mir kam zurück und wollte
der Polizei bezeugen, dass sie und
ich gestanden hatten, als der Un-
fall geschah. So viel Anteilnahme
und Hilfsbereitschaft von mir völ-
lig unbekannten Menschen erfuhr
ich eine Woche vor Heiligabend,
vormittags, als alle hasteten, viele
vielleicht auch wegen Überbean-
spruchung oder Sorgen gereizt
waren. Ich war dankbar und ge-
rührt darüber und danke allen
hiermit nochmals herzlich.

Mechthild Kirschner
Frankensteiner Straße 37

64297 Darmstadt

Wachstum: Immer mehr Freiflächen verschwinden, wie hier für die „Loop 5“-Einkaufsmall bei Weiterstadt. 
ARCHIVFOTO: GÜNTHER JOCKEL


